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Politiker haben eine Vorbildfunktion. Dies gilt für alle, ausdrücklich auch - was 
unser Aktionsbündnis betrifft - für uns Oberbürgermeisterinnen, 
Oberbürgermeister, Bürgermeisterinnen, Bürgermeister, Landräte sowie für 
Finanzdezernentinnen und  Finanzdezernenten.  

Daran öffentlich zu erinnern ist unsere Pflicht. Anlass sind Hinweise aus Bund und 
betroffenen Ländern, dass das bereits seit Jahrzehnte währende politische 
Schwarze-Peter-Spiel um die Erstattung von Kosten, die den Kommunen vor allem 
beim Aufbau unseres Sozialstaates durch Gesetze und Vorschriften ohne 
ausreichende Gegenfinanzierung aufgebürdet wurden, fortgeführt werden könnte. 
Das verkraften wir nicht. Denn die früheren Entscheidungen des Gesetzgebers 
sind - abgesehen von einzelnen eigenen kommunalen Fehlentwicklungen - der 
Hauptgrund für die von uns allein auch in Jahrzehnten nicht abzulösenden 
Liquiditätskredite.  

Dieses Schwarze-Peter-Spiel gibt es nun auch - so unsere Befürchtung - bei der 
Lösung der Probleme, die die Arbeitsgruppe I der Regierungskommission zur 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse aufgezeigt hat.  

Deshalb übermitteln wir Ihnen als Symbol für unseren Kampf für einen 
Kommunalen Altschuldenfonds einen Bierdeckel.  

Wer darauf wartet, dass diejenigen, die bestellt haben, endlich die Zeche 
bezahlen, ist kein Bittsteller. Wir fordern Gerechtigkeit und daher eine 
gemeinsame Problemlösung von Bund, betroffenen Ländern und uns Kommunen. 
Und zwar nicht irgendwann, sondern jetzt. Weil eine Lösung  angesichts der 
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen jetzt möglich ist, doch 
höchstwahrscheinlich später nicht mehr. 

Wenn die uns aufgebürdeten Schulden langfristig abgetragen werden, ist für uns 
völlig klar, dass wir Kommunen künftig keine neuen Schulden aufnehmen werden.  

Politik bewährt sich in den Städten und Gemeinden. Wenn wir weiterhin kein Licht 
am Ende des Tunnels sehen und unsere Bürgerinnen und Bürger nicht mehr an 
eine gute Lösung glauben, ist unsere Demokratie in Gefahr. Aber das wissen Sie 
genauso gut wie wir. 

Handeln wir parteiübergreifend gemeinsam! 

Im Namen unserer mehr als neun Millionen Einwohner 

Ulrich Scholten - Oberbürgermeister der geschäftsführenden Bündnisstadt 
Mülheim an der Ruhr * Dr. Bernhard Matheis - Oberbürgermeister a. D. der 

Stadt Pirmasens * Dr. Johannes Slawig - Stadtdirektor und Kämmerer der Stadt 
Wuppertal * Ralf Latz - Bürgermeister und Finanz- und Rechtsdezernent der 

Stadt Saarbrücken * Dirk Glaser - Bürgermeister der Stadt Hattingen 

- Sprecher des Aktionsbündnisses „Für die Würde unserer Städte“– 


